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Resolution des Initiativkomitees 

der Jewish Agency in Deutschland 

(Einen Bericht über die Tagung- des Initiativkomitees vom 18. November sowie die übrigen 
Resolutionen bringen wir auf S. 11 dieser Nummer.) 

Das Initiativkomitee der Jewish Agency in Deutschland 
gibt einmütig seiner festen Entschlossenheit Ausdruck, die Arbeit unbeirrt 
und mit verstärkter Energie fortzusetzen. 

Die gegenwärtige Lage des jüdischen Kolonisationswerkes in Palästina stellt 
die Jewish Agency vor große Aufgaben; begonnene Siedlungen müssen 
vollendet werden; eine erhebliche Bodenreserve, die in den letzten Jahren erworben 
wurde, ist zu bearbeiten und mehrere Tausend jüdischer Landwirte, die nach jahre¬ 
langer Vorbereitung auf ihre Ansiedlung warten, sollen auf diesen Büden angesiedelt 
werden. 

Da die wirtschaftliche Festigfung und der Ausbau unserer Positionen in Palästina 
auch politisch von entscheidender Bedeutung ist, erwartet das Initiativkomitee, 
daß auch die deutsche Judenheit, trotz der eigenen Wirtschaftsnot und unbeschadet 
der Verpflichtung zur Erfüllung der jüdischen Aufgaben in Deutschland, in brüder¬ 
licher Verbundenheit mit dem Jischuw in Palästina erhöhte materielle An¬ 
strengungen machen wird, um das große überparteiliche Werk des jüdischen 
Palästinaaufbaus nach Kräften zu fördern. 

Außere Schwierigkeiten w e rden den Aufbau der jüdischen 
Heimstätte nicht verhindern. Die im Mai verfügte Suspendierung von 
Einwanderungszertifikaten ist aufgehoben, eine neue Einwanderung hat bereits 
begonnen. Das Gelingen unseres Werkes hängt ausschließlich davon ab, daß die 
Judenheit mit unbeugsamer Entschlossenheit und erhöhter Opferwilligkeit die Arbeit 
für Palästina weiterführt. 





Kampf gegen Einschränkungen — unsere Arbeit geht weiter 


Das Weißbuch, in dem die britische Regierung, im 
Anschluß an den Bericht ihres Sachverständigen Sir John 
Hope Simpson über die kolonisatorischen Möglichkeiten in 
Palästina, Erklärungen über die von ihr beabsichtigte Pa¬ 
lästina-Politik — sowohl über die Errichtung der Jüdi¬ 
schen Nationalen Heimstätte als auch über die Sicherung 
der Rechte der ansässigen arabischen Bevölkerung — ab¬ 
gab, hat, wie vielleicht nie ein Dokument zuvor, die Juden- 
heit der ganzen Welt in Erregung gebracht und die Auf¬ 
merksamkeit aller mit der Palästina-Politik verbundenen 
Mächte wachgerufen. 

Die Demission der Führer der Jewish Agency 

als schärfster Protest gegen die Ankündigungen des 
Weißbuches, jüdische Einwanderung und jüdischen 
Bodenerwerb einzuschränken, hat einen tiefen Eindruck 
gemacht. Nach den Führern der konservativen Partei, 
Baldwin, Amery, Chamberlain, Churchill, hat der Führer 
der Liberalen, 

Lloyd George 

haben auch wichtige Mitglieder der Arbeiterpartei, also der 
Regierungspartei selbst, aufs Entschiedenste von der Re¬ 
gierung eine Revision ihrer Haltung verlangt. Gleich bei 
der Parlamentseröffnung griff die Opposition die Regie¬ 
rung wegen des Weißbuchs scharf an. 

Bemerkenswert ist die 

Aufnahme der Regierungserklärung 
in der englisdien Presse 

„Sunday Times“ schrieb, die Regierungserklärung 
könne das Verhältnis der Sympathie zwischen England und 
dem großen jüdischen Renaissancewerk gefährden, dies 
müsse das öffentliche Bewußtsein alarmieren. „Man¬ 
chester Guardian“ verurteilt, daß die Regierung die 
Errichtung des Jüdischen Nationalheims den Interessen 
der ansässigen Bevölkerung untergeordnet habe, während 
in Wirklichkeit beide Aufgaben von gleicher Wichtigkeit 
sind. „Daily Telegraph“ erklärt, daß die angekün¬ 
digte Politik dem Gedanken, die Wirtschaftslage des ara¬ 
bischen Volksteils zu bessern, sogar strikt widerspreche, 
wenn man nämlich jüdische Immigration und Kolonisa¬ 
tion verhindere, die das Land erst entwickle. Die Zeit¬ 
schrift „ObServer“ charakterisiert das Weißbuch, daß 
es einen schnoddrigen Ton offizieller Überlegenheit habe, 
es mangele ihm an den Erfordernissen staatsmännischen 
Stils und Aufbaus. — Ähnlich ist die Reaktion der Presse 
in anderen Ländern. Die „Frankfurter Zeitung“, 
die sich als Gegner zionistischer Ideologie bekennt, gibt 
zu, daß für die Freunde des Palästinawerkes wirklich aller 
Grund bestehe, entrüstet zu sein. Senator Justin Godard 
schreibt im „Matin“, das Weißbuch sei eine Antwort der 
englischen Regierung auf den Völkerhundsbericht über Pa¬ 
lästina, der die britische Mandatsregierung wegen der blu¬ 
tigen Ereignisse im August 192Q bitter getadelt hatte. 
„E c h o d e P a r i s“ stellt fest, die Regierung sei ihrer Ver¬ 
pflichtung, das Jüdische Nationalheim in Palästina zu 
stützen, nicht gewachsen. Die „Neue Züricher Zei¬ 
tung“ erklärt, daß die neuen Richtlinien der Regierung 
der Auffassung der Mandatskommission und des Völker¬ 
bundsrats stark zuwiderlaufen. — Wir sind nicht in der 
Lage, alle Pressestimmen wiederzugeben. Die öffent¬ 
liche Meinung der Welt hat gesprochen. Sie 


hat sich für die Fortführung des jüdischen 
Aufbauwerkes, gegen eine Politik der Ein¬ 
schränkung, eingesetzt. 

Bald wurden auch die Stimmen jener Mächte hörbar, 
die sich seinerzeit der Balfour-Deklaration angeschlossen 
haben und im Völkerbund durch das Palästinamandat die 
internationale Garantie für die Errichtung des Jüdischen 
Nationalheims übernommen haben. Heftige Angriffe 
französischer Minister und amerikanischer 
Politiker haben die englische Regierung auf ihre Ver¬ 
pflichtung aufmerksam gemacht. 

MacDonald sah sich genötigt, dem General Smuts 
gegenüber, einem Mitglied des britischen Kriegskabinetts, 
das die Balfour-Deklaration erteilt hat, in einem sehr lan¬ 
gen Telegramm die Formulierungen des Weißbuchs ab¬ 
zuschwächen. Zu einer neuerlichen Kundgebung sah sich 
die Regierung genötigt, als zwei der bedeutend¬ 
sten Juristen des Imperiums 

Sir John Simon und Lord Hailsham 
einen gemeinsamen Brief in der „Times“ veröffentlich¬ 
ten und den Vorwurf erhoben, das Weißbuch enthalte 
unmittelbare Rechtsverletzungen gegenüber dem 
Mandat und es sei angebracht, ein Gutachten des Haa¬ 
ger Internationalen Gerichtshofs über seine 
Rechtmäßigkeit einzuholen. Auf diese bedeutsame Kund¬ 
gebung antwortete der Kolonialminister Lord Passfield in 
einem Briefe, der die Befürchtungen wiederum als über¬ 
trieben darzustellen suchte. 

Die Regierung hat im Parlament und in zahlreichen 
Erklärungen zu verstehen gegeben, daß sie nicht be¬ 
absichtigt, das Weißbuch in der von der öffentlichen Mei¬ 
nung befürchteten Weise auszuführen. Sie erklärte wieder¬ 
holt, daß sie nicht daran denke, sich von der Balfour- 
Deklaration zurückzuziehen oder die Bestimmungen des 
Mandats zugunsten der Errichtung der Jüdischen Heim¬ 
stätte nicht zu berücksichtigen. Die jüdische Ein¬ 
wanderung werde fortgesetzt, der jüdische 
Bodenerwerb werde nicht erschwert. Eine 
weitere Erklärung hat die Regierung für die auf Mitte 
November festgesetzte Parlamentsdebatte angekündigt. 

Gleichzeitig aber tat die Regierung einen ersten Schritt: 
sie hob die im Mai verfügte Sperre der Arbeiter-Einwan¬ 
derung nach Palästina auf. Am 8. November wurde mit¬ 
geteilt, daß die Regierung 

1500 neue Einwanderungserlaubnisse 
erteilt hat. Die Befürchtungen, unser Werk werde 
durch eine Einwanderungssperre längere Zeit hindurch 
gehemmt werden, hat sich als unbegründet enviesen. 

Unsere Arbeit geht weiter 

Wir haben weite Bodenflächen zu besiedeln. Neue Men¬ 
schen strömen in das Land. In allen Teilen der jüdischen 
Welt hat sich die Entschlossenheit kundgetan, kein Opfer 
zu scheuen, und mit derselben Hingabe unter ungünstigen 
wie unter günstigen Bedingungen an dem jüdischen Zu¬ 
kunftswerk weiter zu arbeiten. Wirsehen,da ßkeine 
Erklärung einer Regierung unsere prak¬ 
tische Arbeit einschränkt. Das Echo der Kund¬ 
gebungen der Jewish Agency, die in den letzten Wochen in 
verschiedenen Teilen Deutschlands stattgefunden haben, 
sind ein Beweis dafür, daß auch das deutsche 
Judentum fest in der jüdischen Front steht. 
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Brief Dr. Weizmanns an £ord Passfield 

Sehr geehrter Lord Passfield! 

. . . Erlauben Sie mir, an einigen Beispielen manche von 
den Gründen darzulegen, die mich zu der Behauptung ver¬ 
anlassen, daß das Weißbuch von 1930 mit dem Geiste des 
Mandats nicht übereinstimmt und in lebenswichtigen 
Einzelheiten die bisher von der britischen Regierung hin¬ 
sichtlich des Jüdischen Nationalheims verfolgte Politik i n 
markanter Weise in ihr Gegenteil verkehrt. 

Im Widerspruch mit dem im Weißbuch vom Jahre 
1922 ausgesprochenen Grundsatz soll jüdische Einwanderung 
beschränkt werden, nicht weil sie Arbeitslosigkeit verursachen 
mag, sondern wenn immer Arbeitslosigkeit unter 
den Arabern besteht. Diese subtile Aenderung bedeutet 
mehr als die Auferlegung neuer und ungerechtfertig¬ 
ter Beschränkungen für den Zustrom von jüdischen 
Immigranten. Jüdisches Kapital wird nach Palästina importiert 
in erster Linie, um jüdische Immigranten zu be¬ 
schäftigen; es wird nicht nach Palästina gehen, u m 
arbeitslose Araber mit Beschäftigung zu ver¬ 
sorgen. Sir John Hope Simpson hat diese Zusammen¬ 
hänge verstanden und ebenso ihre Wirkung auf arabische Ar¬ 
beitslosigkeit, während sich im Weißbuch keine Erwähnung 
nachstehenden, von Hope Simpson gemachten Vorbehaltes 
findet: 

Es ist offenbar von keinem Vorteil für den ar¬ 
beitslosen Araber, daß jüdisches Kapital von dem Zu¬ 
strom in das Land abgehalten werden sollte. Der arbeitslose 
Araber befindet sich in keiner schlechteren Lage durch den 
Import von jüdischen Arbeitern, zur Ausführung von Ar¬ 
beiten in Palästina, für die infolge des gleichzeitigen Zu¬ 
flusses von jüdischem Kapital die finanziellen Mittel vor¬ 
handen sind. In Wahrheit befindet sich der Araber sogar 
in einer besseren Position, weil die Verausgabung 
dieses Kapitals für Löhne, die jüdischen Arbeitern gezahlt 
werden, letzten Endes zu einer Nachfrage nach Dienstleistun¬ 
gen eines Teiles der arabischen Arbeitslosen führen wird.... 

Arabische Politiker sind schlau genug, um sofort zu be¬ 
greifen, daß sich ihnen eine leichte Methode bietet, um die 
ihnen radikal verhaßte Einwanderung zu blockieren, und es 
werden wahrscheinlich Versuche gemacht werden, um die 
Liste arabischer Arbeitsloser mit Namen künstlich aufzufüllen, 
die sich auf der Liste nicht befinden sollten. 

Aber das Weißbuch überhebt solche Politiker der Mühe, 
die Ziffern künstlich zu inflationieren. Um „eine Verbesserung 
in den gegenseitigen Beziehungen der beiden Nationen^^ her¬ 
beizuführen, soll jüdische Immigration jetzt eingeschränkt 
werden, 

solange (wie es tatsächlich der Fall ist), unter der arabischen 
Bevölkerung der Verdacht weit verbreitet ist, daß die öko¬ 
nomische Depression, unter der sie gegenwärtig zweifellos 
leidet, in hohem Maße eine Folge exzessiver jüdischer Immi¬ 
gration ist, und solange einige Gründe gegeben sind, die in 
plausibler Weise herangezogen werden können, um diesen 
Verdacht als wohl begründet erscheinen zu lassen. 

Auf diese Weise sollen also jüdische Rechte vor 
arabischen Annahmen zurücktreten, wenn diese 
nur „plausibel dargestellt" werden können. Daß die gegenwär¬ 
tige wirtschaftliche Depression ein Ergebnis übermäßiger jü¬ 
discher Einwanderung ist, scheint das Weißbuch selbst implicite 
anzunehmen, da es immer wieder auf die Immigration als den 
entscheidend bestimmenden Faktor für den palästinensischen 
Arbeitsmarkt zurückkommt, dabei aber andere Faktoren völlig 
außer acht läßt. Sir John Hope Simpsons Darlegung, 
nach welcher „die Entwicklung, die der jüdischen Immigration 
während der letzten neun Jahre folgte, zusätzliche Arbeits¬ 
gelegenheiten für arabische Arbeiter geschaffen hat", und daß 
es „nur angemessen ist zu folgern, daß die durch die neu 
hinzugekommenen jüdischen Arbeiter verursachte Konkurrenz 
durch diese vermehrten Arbeitsgelegenheiten aufgewogen 
wird", wird nicht wiedergegeben. Keine Erwähnung wird ge¬ 
tan des katastrophalen in der ganzen Welt ver¬ 
breiteten Falles in dem Preis I and wirtschaft¬ 
licher Produkte. Kein Wort wird gesagt über den 
arabischen Boykott in Palästina und die Boykott¬ 
propaganda in den benachbarten Ländern und über ihre Wir¬ 
kung auf den palästinensischen Handel und die Beschäfti¬ 
gungslage. 


Wieviel Chancen bleiben da noch für jü¬ 
dische Einwanderung übrig, wenn Erwägungen 
dieser Art bestimmend sein sollen, ganz besonders wenn sie 
kombiniert sind mit einer neuen Bodenpolitik, die eben¬ 
falls beherrscht wird durch eine ähnliche Tendenz, jüdischen 
Unternehmungen und jüdischem Fortschritt Halt zu gebieten? 

Das Weißbuch akzeptiert vorbehaltlos die Schätzungen von 
Sir John Hope Simpson, die gegenüber früheren offi¬ 
ziellen Schätzungen die bebaubare Fläche Palästinas um mehr 
als ein Drittel reduzieren, und die ihn zu der 
Schlußfolgerung führen, daß unter den gegenwärtigen Um¬ 
ständen für jüdische Ansiedlung kein Ueberschußland verfüg¬ 
bar ist. 

Ich erkenne die Richtigkeit dieser Behaup¬ 
tungen nicht an, selbst in der Form nicht, in welcher 
sie in dem Bericht erscheinen, obschon sie dort von gewich¬ 
tigen, erläuternden Vorbehalten begleitet sind. 

Artikel 6 des Mandats gibt Juden unter gewissen Bedin¬ 
gungen ein Prioritätsrecht auf dichte Ansiedlung auf Staats¬ 
böden, die für öffentliche Zwecke nicht benötigt sind. Dieses 
Recht ist in dem folgenden Abschnitt des Weißbuches, in 
welchem ich die wichtigen Worte unterstreiche, beiseite ge¬ 
schwemmt worden. 

Es wird hier ausgesprochen, daß alle verfügbaren Staats¬ 
ländereien nicht, wie es die Vorschrift des Mandates ist, für 
jüdische Ansiedlung nutzbar gemacht werden, sondern daß 
sie für landlose arabische Anbauer reserviert 
werden. Das ist aber noch nicht alles. In logischer Kon¬ 
sequenz wird so das allgemeine Prinzip aufgestellt, das auf 
alle Arten von Böden anwendbar ist, wonach jeder landlose 
arabische Anbauer ein Recht hat, auf dem Lande als Farmer 
angesiedelt zu werden, bevor Juden Boden für dichte An¬ 
siedlung erwerben dürfen, sogar wenn er niemals Land be¬ 
sessen bzw. niemals Land als Folge jüdischer Siedlungstätig¬ 
keit verloren hat. Aber während das Weißbuch diesen An¬ 
spruch anerkennt, vermeidet es sorgfältig, die Regierung an 
seine Befriedigung zu binden. Das revolutionäre Prin¬ 
zip verfolgt keinen anderen klaren Zweck, 
als ein Argument zu schaffen, mit welchem 
den Juden das Recht auf den Erwerb weiteren 
Landes bestritten werden kann. 

Der wichtigste Teil des Berichtes von Sir John 
Hope Simpson ist ein konstruktiver Plan für landwirt¬ 
schaftliche Ansiedlung, der die Förderung sowohl jüdischer wie 
arabischer Siedlung im Auge hat, und (in viel definitiverer 
Form als das Weiß^buch), als selbstverständlich davon ausgeht, 
daß die Förderung jüdischer Ansiedlung aut dem Lande eine 
positive und zwingende der Mandatarmacht obliegende Ver¬ 
pflichtung ist. Es ist mir nicht gelungen, dieses 
Projekt in dem Weißbuch zu entdecken. Was 
allein klar aus dem Weißbuch hervorgeht, ist die Absicht, 
jüdische Bodenkäufe für eine Periode, deren Ende 
nicht absehbar ist, ernstlich zu beschränken, wenn nicht 
völlig zu unterbinden. 

Ich habe mich lediglich mit zwei besonders wichtigen 
Teilen des Weißbuches beschäftigt, die jedoch ein genügender 
Beweis dafür sind, daß zwischen der alten und der 
neuen Politik der britischen Regierung in 
bezug auf das Jüdische Nationalheim ein 
Bruch besteht. 

Ich habe das Weißbuch wieder und wieder gelesen und 
habe nach einer Interpretation gesucht, die eine Basis schaffen 
könnte für die Fortführung jener engen Zusammen¬ 
arbeit mit der britischen Regierung, die wäh¬ 
rend so vieler Jahre mein Programm war. Es war für 
mich ganz unmöglich, eine solche Interpretation zu finden. 

Erklärung Lloyd George’s 

Der Fükrer der liberalen Partei, Lloyd George, 
hielt gelegentlich eines Frühstücks in einer Stadt in Wales, 
die ihm die Ehrenbürgerschaft verliehen hat, eine Rede, in 
der er sich in folgender Weise über die Erklärung der Re¬ 
gierung äußerte; 

Die ohne vorherige Befragung der Vereinigten Staaten 
von Amerika, Frankreichs, Belgiens, Italiens und unserer eige¬ 
nen Dominions abgegebene Erklärung der englischen Re- 
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gierung über ihre künftige Palästina-Politik bedeutet den 
Widerruf eines großen Teiles jenes feierlichen Ver¬ 
sprechens, ein Jüdisches Nationalheim in Palästina errichten 
zu helfen, das in einem feierlichen Augenblick gegeben 
wurde. Dieser Widerruf wird zur Folge haben, daß auf der 
ganzen Welt von einem „perfiden A1 b i o n^‘ gesprochen 
werden wird. Ich will ernstlich hoffen, daß die Regierung ihre 
Stellungnahme einer Revision unterziehen wird, da ich 
kaum glauben kann, daß bei der Abfassung der letzten Re¬ 
gierungserklärung allen Umständen voll Rechnung 
getragen worden ist. Ich setze mich restlos für eine 
gleichartige Behandlung der beiden Palästina 
bewohnenden Volksstämme ein, bin aber der 
Meinung, daß die von den Alliierten in bezug auf Palästina 
eingeschlagene Politik keine Ungerechtigkeit gegen 
die Araber bedeutet. 

Sir Herbert Samuels Protest 

Sir Herbert Samuel hielt eine Rede auf einem vom eng¬ 
lischen Komitee des ORT und der OSE veranstalteten Ban¬ 
kett, an dem als Ehrengast auch Professor Einstein teilnahm. 
In der Rede kam Sir Herbert Samuel auf Palästina zu 
sprechen. Er sagte: 

„Ich kann diese Gelegenheit nicht vorübergehen lassen, 
ohne einige Worte einer Krise zu widmen, die viel ernster 


ist als irgendeine der letzten 13 Jahre und die 
durch die jüngste Erklärung der Regierung herbeigeführt 
wurde. Diese Erklärung scheint mir^ zu ernsten Einwen¬ 
dungen Anlaß zu geben, sowohl hinsichtlich ihres Geistes 
als auch ihres Inhalts. Ich trug in großem Maße die Ver¬ 
antwortung für die frühere Regierungserklärung, die im 
Weißbuch von 1922 gemacht wurde. Die neue Erklärung 
gibt vor, die Grundsätze jenes Weißbuches zu 
bestätigen, bringt jedoch in Wirklichkeit seine An¬ 
wendungsmöglichkeit zum Stillstand. Das Parlament 
wird zweifellos bald eine Debatte über die ganze Frage 
abhalten und bis dahin behalte ich mir vor, meine Ansicht 
ausführlicher auszusprechen. Ich habe jedoch den Wunsch, 
schon aus diesem Anlaß mich vollständig dem Pro¬ 
test anzuschließen, den die Herren Lloyd George, 
B a 1 d w i n , Austen Chamberlain, Amery, Chur¬ 
chill und General S m u t s gegen eine Politik erhoben 
haben, die, falls man an ihr festhält, das Aufgeben des 
opfervollen Werkes bedeuten muß, welches mit so großem 
Erfolg in Palästina geleistet wird. Ich bin überzeugt, daß 
sowohl in Osteuropa wie in Palästina die Ausdauer der Juden 
über die Schwierigkeiten trimphieren wird. Wenn die 
Juden in den letzten 4000 Jahren durch alle Wechselfälle 
durchgehalten haben, so war es, weil sie den Willen zum 
Durchhalten besaßen. Keine wirtschaftliche Unterdrückung, 
kein politisches Hindernis, kein physisches Martyrium kann 
diesen Willen besiegen.^' 


Tagung der Politisdhen Kommission der Jewish Agency 


Sofort nach der Bekanntgabe des Weißbuchs rief die 
Exekutive der Jewish Agency eine Sitzung der Politischen 
Kommission ein, die am 6. November in London statt¬ 
fand. Gleichzeitig tagte das Aktions-Comite der Zionisti¬ 
schen Weltorganisation. Beide Körperschaften befaßten 
sich eingehend mit der politischen Lage und kamen zu 
Besolutionen, die übereinstimmend angenommen wurden. 
Die wichtigsten Resolutionen bringen wir unseren Lesern 
nachstehend zur Kenntnis: 

Nach Prüfung des von der Regierung Sr. Majestät am 
21. Oktober 1930 veröffentlichten politischen Statements 
gibt die Politische Kommission der Jewish Agency ihrer 
Meinung Ausdruck, daß die in dem Weißbuch nieder¬ 
gelegte Politik sowohl den wiederholten Erklärungen 
aller früheren englischen Regierungen, als auch den bis¬ 
herigen Erklärungen der jetzigen Regierung zuwider läuft, 
daß diese Politik in einzelnen Punkten mit wesentlichen 
Bestimmungen des Mandates unvereinbar ist, daß sie die 
Grundlage für eine Zusammenarbeit der Jewish Agency 
mit der Regierung Sr. Majestät stört, daß sie einer Ver¬ 
besserung der Beziehungen zwischen Juden und Arabern 
in Palästina entgegenarbeitet und daß sie die Grundlagen 
des Jüdischen Nationalheims in Palästina bedroht. 

Ohne Land und Menschen kann es kein Jüdisches 
Nationalheim geben; seine Grundlagen werden zerstört, 
wenn die jüdische Einwanderung künstlich beschränkt und 
den Juden der Zugang zu dem Boden Palästinas versperrt 
wird, wie es der Fall wäre, wenn die im jüngst veröffent¬ 
lichten Weißbuch entwickelte Politik durch die Mandatar¬ 
macht ausgeführt werden sollte. Die Politische Kom¬ 
mission der Jewish Agency lehnt deshalb die Annahme die¬ 
ser Politik ab und erklärt sich vollständig solidarisch mit 
den Protesten, die der Präsident der Jewish Agency, Dr. 
Weizmann, der Vorsitzende des Administrative Committee, 
Felix Warburg, und der Vorsitzende des Council und der 
Politischen Kommission, Lord Melcbett, in ihren De¬ 
missionsschreiben erhoben haben. 


Das Weißbuch zeigt die Tendenz, die im Mandat der 
englischen Regierung gegenüber der gesamten Judenheit 
auf erlegte Pflicht auf eine Pflicht gegenüber den jüdi¬ 
schen Einwohnern Palästinas zu reduzieren. Diese Aende- 
rung steht mit dem Wortlaut und dem Geist des Mandates 
in Widerspruch. Das Weißbuch gibt der arabischen Be¬ 
völkerung zu verstehen, daß' das jüdische Siedlungswerk 
eine Bedrohung ihrer Interessen bedeute. Die Jewish 
Agency erklärt demgegenüber, daß durch die jüdische 
Kolonisation die Interessen der gesamten Bevölkerung des 
Landes in hohem Maße gefördert werden. Das Weißbuch 
basiert auf einer neuen Schätzung des Brachlandes und 
des kulturfähigen, aber gegenwärtig unbebauten Bodens 
in Palästina, in der entgegen allen bisherigen offiziellen 
Schätzungen die in Betracht kommende Fläche um über 
fünf Millionen Dunam geringer angegeben wird. Abge¬ 
sehen von der bedeutenden Landreserve in Transjordanien 
verschweigt das Weißbuch die kulturfähigen Gebiete im 
Süden von Palästina. Das Weißbuch verweigert augen¬ 
scheinlich den Juden in Verletzung des Artikels 6 des Man¬ 
dats jeden wesentlichen Anteil an den noch zur Verfügung 
stehenden Staatsländereien. Das Weißbuch läßt die Tat¬ 
sache außer Acht, daß die durch die Fonds der Jewish 
Agency finanzierte Kolonisation eine Siedlung zum Ziele 
hat, durch die der Aufbau des Jüdischen Nationalheims 
gefördert werden soll, und daß diese Kolonisation in hohem 
Maße der Ansiedluiig mittelloser Arbeiter gewidmet ist. 
Die Kritik des Weißbuchs an dieser Kolonisation berück¬ 
sichtigt nicht deren nationale und soziale Interessen. Die 
Bodenpolitik der Jewish Agency will schädliche Boden¬ 
spekulation dadurch verhindern, daß sie das für die jü¬ 
dische Kolonisation erworbene Land zum unveräußerlichen 
Eigentum des jüdischen Volkes macht. Darüber hinaus 
sollen die Kolonisten im Hinblick auf die Ermöglichung 
geschlossener Siedlung in Uebereinstimmung mit x\rt. 6 
des Mandats Kleinbauern sein, die ihr Grundstück selbst 
bearbeiten, so daß nicht Großgrundbesitzer die bilUge Ar- 


beitskraft ausbeuten. Das Weißbuch stellt eine weitgehende 
Einschränkung, wenn nicht gar eine wirkliche Verhinde¬ 
rung des Bodenkaufs für Zwecke jüdischer Siedlung in 
Aussicht. Die Politische Kommission der Jewish Agency 
erklärt, daß eine derartige Maßnahme wirtschaftlich nicht 
zu rechtfertigen ist, und hält die Meinung aufrecht, daß 
der Schutz der Interessen der arabischen Pächter und 
Eigentümer eine derartige Einschränkung durchaus nicht 
erforderlich macht. Das Weißbuch unterwirft die Ein¬ 
wanderung jüdischer Arbeiter weiteren Einschränkungen 
durch eine unzulässige Interpretation des Begriffes „wirt¬ 
schaftliche Aufnahmefähigkeit des Landes“, sowie da¬ 
durch, daß zwischen dem arabischen Arbeitsmarkt und der 
jüdischen Einwanderung ein ungerechtfertigter Zusammen¬ 
hang konstruiert wird. Sollten diese Einschränkungen in 
Kraft treten, so würde die Investierung privaten jüdi¬ 
schen Kapitals in wirtschaftlichen Unternehmungen auf¬ 
hören, was eine nicht wieder gut zu machende Schädigung 
der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung des Landes zur 
Folge hätte. 

Aus all diesen Gründen erklärt die Politische Kom¬ 
mission der Jewish Agency, daß sie das Weißbuch nicht als 
Basis der künftigen Begierungspolitik in Palästina aner¬ 
kennen kann. Sie ist der Ueberzeugung, daß das britische 
Volk willens ist, an seinem gegebenen Wort festzuhalten 
und die im Mandat niedergelegte Politik in vollem Ausmaß 
durchzuführen. Die Jewish Agency wird alle Anstrengun¬ 
gen machen, um die Durchführung ihrer Forderungen zu 
sichern und so wieder zu einer Zusammenarbeit mit der 
Mandatarmacht im Geiste der Balfour-Deklaration und des 
Mandats zu gelangen. 

Die Politische Kommission der Jewish Agency erklärt 
sich solidarisch mit der einstimmig angenommenen Beso- 
lution des Waad Leumi, in der eine Beteiligung der Juden 
Palästinas an den Wahlen zum Legislative Council ahge- 
lehnt wird. 

Agudas Jisroel 

zum Weißbuch der englischen Regierung 

Die Exekutive der Weltorganisation „Agudas Jisroel“ 
erläßt zu der durch das Weißbuch der britischen Regie¬ 
rung über Palästina geschaffenen Lage eine Erklärung, 
in der es heißt: 

Die in „Agudas Jisroel“ organisierte thoratreue (ortho¬ 
doxe) Judenheit der Welt, die der zionistischen Bewegung 
und Organisation wegen ihres areligiösen, die Eigenart des 
jüdischen Volksbegriffes verleugnenden Kulturideals prin¬ 
zipiell ablehnend gegenübersteht, hat von Anbeginn an in 
der Balfour-Deklaration die Gewährung der lange ersehn¬ 
ten Möglichkeit erblickt, die vom Thoragesetz geheiligte 
religiöse Pflicht des Wohnens im heiligen Lande und 
seiner Produktivierung zu Siedlungszwecken im weitesten 
Umfange zu erfüllen. 

Agudas Jisroel ist daher aufs tiefste betroffen und 
enttäuscht von den jetzt — im offenen Widerspruch zum 
Geist des Mandates — verkündeten neuen Grundsätzen 
der Einwanderungs- und Bodenverkaufs-Politik, die prak¬ 
tisch zu einem Einwanderung- und Niederlassungs¬ 
verbot für Juden auf dem heiligen Boden ihrer Väter 
führt, die Balfour-Deklaration in ihren wirtschaftlichen 
Konsequenzen zur Farce macht und daher schärfsten 
Protest herausfordert. 

Agudas Jisroel gründet ihre Beziehungen zu dem heili¬ 
gen Boden Erez-Jisraels auf ewige, von dem Wechsel und 
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Wandel der vergänglichen Staatenpolitik unabhängige reli¬ 
giöse Grundsätze und wird unter jeder Konstellation nach 
dem vollen Ausmaß ihrer Kräfte positive Arbeit zum geisti¬ 
gen und wirtschaftlichen Aufbau des heüigen Landes 
leisten. Sie ruft das jüdische Volk auf, den Mut nicht 
sinken zu lassen, und gleich den Vätern die Liebe zum 
heiligen Land in gesteigertem Maße durch opferfreudige 
Hingabe in praktischer Arbeit zu betätigen. 

An die in der Jewish Agency vereinigten jüdischen 
Brüder richtet „Agudas Jisroel“ in diesem ernsten Augen¬ 
blick erneut die Aufforderung, um der Ehre Gottes und 
seiner ewigen Lehre willen die uns trennende Kultur- 
und Erziehungsarbeit aus dem Arbeitsbereich der Jewish 
Agency auszuschalten, deren wirtschaftliche Arbeit der 
Autorität des Religionsgesetzes zu unterstellen, und, im 
heiligen Lande selbst, der öffentlichen Sabbatentweihung 
durch nationale Verbände ein Ende zu machen. 

Weiterarbeit des Jugendverbandes 
für den Palästinaaufbau 

Die Leitung des Verbandes der Jüdi¬ 
schen J u g e n d V e r ei n e Deutschlands, 
Düsseldorf, hat am 29. Oktober einen vom 
ersten Vorsitzenden des Verbandes, Herrn Her- 
bertFelsenthal, gezeichneten Brief an das Ini¬ 
tiativkomitee der Jewish Agency in Berhn gerichtet, 
in dem es u. a. heißt: 

Wir bitten Sie, dem Vorsitzenden des Initiativkomitees, 
Herrn Direktor Oscar Wassermann, und gegebenenfalls 
dem Präsidium der Jewish Agency davon Mitteilung zu 
machen, daß die im Verband der jüdischen Jugendvereine 
Deutschlands geeinte jüdische Jugend sich durch die in¬ 
folge der neuesten politischen Ereignisse geschaffene 
schwierige Situation in ihrer Anteilnahme am überpartei¬ 
lichen Palästinaaufbau nicht beirren lassen wird. Auf den 
in den letzten Tagen stattgefundenen Landesverbands¬ 
tagungen und Führerzusammenkünften des Jugendverban¬ 
des sind allenthalben einstimmige Beschlüsse gefaßt wor¬ 
den, daß die gesamten Bünde, geschlossen hinter der Ver¬ 
bandsleitung stehend, einen großen Teil ihrer Erziehungs¬ 
arbeit der Anteilnahme an der Palästinaarbeit weiterhin 
widmen werden. 

Wenn auch unsere Mitglieder zurzeit aus unterschied¬ 
lichen Gründen nicht in der Lage sind, das Aufbauwerk in 
erheblichem Maße materiell zu stützen, so sehen wir unsere 
Aufgabe jetzt gerade darin, durch intensive Beschäftigung 
mit allen Problemen der Jewish Agency und des Palästina¬ 
aufbaues denjenigen geistigen und seelischen Kontakt mit 
dieser jüdischen Lebensfrage zu finden, der allein Palästina 
zu einem Lebenswerk und Mittelpunkt der gesamten jüdi¬ 
schen Welt machen kann. 

Erwiderung Oscar Wassermanns 
an R.^A. Heinrich Stern 

Der Vorsitzende der Vereinigung für das liberale 
Judentum, R.-A. Heinrich Stern, veröffentlichte am 27. Ok¬ 
tober einen offenen Brief an Herrn Direktor Oscar Wasser¬ 
mann, in dem er aus dreifachen Gründen gegen die Erklä¬ 
rung Stellung nimmt, die Oscar Wassermann nach dem Er¬ 
scheinen des Weißbuchs der englischen Regierung der 
Presse übergeben hatte (s. „Unser Werk“ Nr. 9/10). Ob- 


gleich Stern sehr für jüdisches Gemeiiischaftswollen ein¬ 
trete, widerspreche er, wenn Wassermann als Führer der 
nichtzionistischen Palästinafreunde im Namen „der Juden'* 
rede. Sodann hätte Wassermann die liberale Auffassung, 
Palästina solle für die Juden ein — nicht das — Zentrum 
sein, nach der Ankündigung von Einschränkungen der 
Kolonisation in Palästina akzeptieren und nicht fordern 
sollen, daß hierfür weiter gearbeitet und allein gesammelt 
werden müsse. Endlich sei jetzt die Zeit gekommen, zu 
erkennen, daß die Palästina-Kolonisation nur ein Glied in 
der Kette jüdischer Arbeit für alle Länder, in denen Juden 
Not leiden, sein könne. Er fordere Oscar Wassermann 
auf, sich an die Spitze eines Hilfswerkes für alle Länder 
zu stellen. 

Als Antwort auf dieses Schreiben veröffentlicht Oscar 
Wassermann folgenden Brief: 

Hochgeehrter Herr Rechtsanwalt! 

Sie haben als Außenstehender und daher kaum richtig In¬ 
formierter durch Ihren Brief in ein Verfahren eingegriffen, das 
bisher nur in erster Instanz entschieden ist. Die Verhandlungen 
im englischen Parlament stehen noch aus, und die Verord¬ 
nungen der Palästina-Regierung sind noch nicht erlassen. Ich 
wollte Ihnen daher nicht, wenigstens jetzt nidht, in der Oeffent- 
lichkeit antworten. Da die Rücksicht auf Ihre Person eine Ant¬ 
wort auf Ihren Brief aber in jedem Falle erforderte, habe ich 
Ihnen den Grund einer öffentlichen Nichtbeantwortung mit¬ 
geteilt. Inzwischen mehren sich auch aus meinen Freundes¬ 
kreisen die Stimmen, die eine öffentliche Erwiderung von mir 
verlangen, und so sehe ich mich sehr gegen meinen Wunsch 
veranlaßt, sachlich auf Ihr Schreiben zu antworten, noch ehe 
ich Abschließendes zu sagen vermag. 

Zunächst beschweren Sie sich darüber, daß ich unbefugt, 
wie schon früher einmal, im Namen „der Juden'^ gesprochen 
habe. Ich könnte mich auf den sehr weisen Baron Edmond 
de Rothschild berufen, der gerade jetzt in einem Briefe an 
Prof. Weizmann schreibt: „Die Juden der ganzen Welt sind 
in einem Zustande der Bestürzung, und ich teile ihren Schmerz." 
Soweit bin ich gar nicht gegangen. Ich habe in meiner Er¬ 
klärung die der Je\vish Agency nicht angeschlossenen Juden 
dreimal erwähnt. Erstens glaubte ich, sagen zu dürfen, daß 
sie von der Verlautbarung der englischen Regierung sehr ent¬ 
täuscht seien; zweitens habe ich behauptet, daß sie sich von 
einem (selbstverständlich im Bewußtsein, das Richtige zu tun) 
gefaßten Vorsatz durch Schwierigkeiten, die man ihnen in den 
Weg legt, nicht abbringen lassen wollen, und drittens, daß das 
neue Weißbuch auch bei ihnen nicht ohne Widerhall bleiben 
wird. Die Richtigkeit dieser letzten Annahme haben Sie ja durch 
Ihren Brief erwiesen. Wünschen Sie nun von mir eine Berich¬ 
tigung dahingehend, daß es Juden gibt, für die die Erklärung 
der englischen Regierung nicht enttäuschend ist, und die sich 
durch Schwierigkeiten von reiflich erwogenen Vorsätzen ab¬ 
bringen lassen wollen? 

Würde das englische Weißbuch sich auf die Feststellung 
beschränken, daß Palästina für alle Juden ein Zentrum sein 
solle, an welchem die Judenheit als Ganzes aus Gründen der 
Religion und der Abstammung ein Interesse nehmen und auf 
das sie stolz sein kann, so hätte dieses Weißbuch sicherlich 
bei niemand Entrüstung ausgelöst. Sein übriger Inhalt ist es, 
der nicht nur bei Juden, sondern auch bei den namhaftesten 
englischen politischen Führern, wie: Baldwin, Chamberlain, 
Churchill, Amery, Lloyd George, Smuts und anderen Wider¬ 
spruch findet, die es gegen den Geist der Balfour-Deklaration 
und des Mandats verstoßend ansehen, daß die gegenwärtige 
englische Regierung den jüdischen Aufbau in Palästina von 
einem Unternehmen internationaler Bedeutung zu einem lokalen 


Problem herabwürdigen will. Hier liegt der entscheidende 
Punkt. 

Der Bericht Sir John Hope Simpsons behauptet nicht, daß 
Palästina bestenfalls noch für 20 000 Familien, also 100 000 
Juden, Platz bietet, sondern meint, und das ist nur eine 
Schätzung, zu der er auf Grund der gegenwärtigen Verhältnisse, 
also ohne Berücksichtigung von Bev/ässerungsmöglichkeiten und 
anderen technischen Fortschritten kommt, daß noch 100 000 
Juden in der Landwirtschaft Betätigung finden können. Da bei 
einer normalen Berufsschichtung die landwirtschaftliche Bevöl¬ 
kerung nur ein Viertel bis höchstens ein Drittel ausmacht, bietet 
das Land auch, wenn man die Simpsonsche Schätzung zugrunde 
legen will, noch für hunderttausende jüdische Einwanderer Platz. 
Das stimmt aber vollkommen überein mit der Ziffer, die ich 
selbst in öffentlicher Erklärung (Unser Werk, Nr. 3/4 von 
1930) als Maximum der im Laufe einiger Dezennien möglichen 
jüdischen Einwanderung geschätzt habe. Es ist also richtig, 
wenn ich feststellte, daß auch, soweit die Nichtzionisten in der 
Agency in Frage kommen, das Weißbuch unsere Palästina- 
Arbeit nicht ändern wird. Daß das aber nicht gleichbedeutend 
ist mit „nichts ändern zu wollen an der bisherigen Tätigkeit", 
möchte ich nur nebenbei bemerken. Die Art der Tätigkeit wird 
sich, wie auch in der Vergangenheit, den jeweiligen Verhält¬ 
nissen anzupassen haben. 

Wenn wir für Palästina Geldmittel sammeln und trotz der 
widrigen Wirtschaftsverhältnisse, den Nöten unseres Vaterlandes 
und der besonderen Not der deutschen Juden zu noch größeren 
Opfern aufrufen, als sie bisher gebracht worden sind, so ge¬ 
schieht das, weil Palästina für die Juden eine ganz besondere 
Bedeutung hat, die nicht dadurch gemindert wird, daß man in 
Berlin jede Erwähnung der mit Palästina und Jerusalem ver¬ 
bundenen jüdischen Hoffnungen aus der Liturgie der Syn¬ 
agogen verTannt. Und ich glaube, daß das Wiedererwachen 
der hebräischen Sprache, die Erneuerung der jüdischen Kultur 
und Wissenschaft und die Verbindung iüdischer Religion mit 
jüdischem Leben, wie sie sich heute schon in Palästina voll¬ 
ziehen, die Liebe zu Palästina bei den luden immer mehr zu 
einer Palästina-Verbundenheit gestalten wird. 

So wichtig uns Palästina ist, so wichtig es jedem Juden sein 
sollte, die Liebe zu Palästina darf nicht dazu führen, wie Sie 
schreiben, alle „ideellen und materiellen" Kräfte auf Palästina 
zu konzentrieren. Alle Juden sind füreinander verantwortlich, 
und so müssen wir für jede Not im eigenen Lande und insbeson¬ 
dere für die Millionen unserer Brüder im Osten, entwurzelte, 
geknechtete, mit dem seelischen und materiellen Untergange 
ringende Juden, offenes Herz und offene Hand haben. In 
jedem, der seelisch oder materiell darbt und leidet, lieben wir 
den Bruder und Menschen. Dem Palästinasiedler aber gilt 
unsere Liebe nicht nur als Mensch, sondern auch um Palästina 
willen und um unserer selbst und unserer Kinder willen. Er 
arbeitet an der Zukunft des Judentums, also an unserer eigenen 
Zukunft. Bezeichnend dafür ist, daß gerade aus dem Osten, 
aus Polen und Rumänien, wo die jüdische Not doch so unbe¬ 
schreiblich groß ist, die Einnahmen des Keren Hajessod, be¬ 
stehend aus unzähligen kleinen und kleinsten Einzelbeträgen, in 
starker kontinuierlicher Steigerung sind. Bei solcher Ver¬ 
schiedenheit der Grundlagen ist vielleicht eine gemeinschaftliche 
Sammeltätigkeit möglich, wie sie kürzlich ja in Amerika, aller¬ 
dings mit ungünstigem Erfolg für alle Teile, versucht worden 
ist. Für eine wirkliche Gemeinschafts a r b e i t fehlen bei der 
vollkommenen Verschiedenheit der Verhältnisse aber alle Vor¬ 
aussetzungen. Dagegen natürlich, daß auch in Deutschland ein 
und dieselbe Person an der Spitze des Palästinawerks und der 
Hilf Stätigkeit für die Juden im Osten stehen würde, hätte ich 
grundsätzlich nichts einzuwenden. Selbstverständliche Bedin¬ 
gung dabei ist nur, daß die Person, die sich diesen beiden Auf¬ 
gaben widmet, für jede von ihnen genügend Zeit aufwenden 
kann. Ich könnte dieser Bedingung, selbst wenn ich sonst Eig¬ 
nung dafür hätte, was ich bezweifele, nicht genügen. 

Ihr sehr ergebener 
Oscar Wassermann, 
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Bezirkskonferenz der Jewish Agency in Frankfurt a, Main 


Am 26. Oktober fand eine Bezirkskonferenz der 
Jemsh Agency in Frankfurt a. Main statt, die zu bedeut¬ 
samen Ergebnissen führte. 

Die Tagung war ausgezeichnet besucht; neben den Mit¬ 
gliedern der Jewish Agency- und der Keren Hajessod-Komi¬ 
tees aus Frankfurt, Aschaffenburg, Darm¬ 
stadt, Fulda, Hanau, Karlsruhe, Kassel, 
Kreuznach, Limburg, Mainz, Mannheim, Nau¬ 
heim, Offenbach, Weilburg, Wiesbaden und 
Würzburg nahmen zahlreiche Gäste an ihr teil. Den Vorsitz 
führte Justizrat Dr. Blau. 

Das Hauptreferat erstattete 

Direktor Oscar Wassermann 

Wir Juden sind ein altes Volk, d. h. wir fühlen die Ver¬ 
bundenheit mit unserer Vergangenheit, und diese Verbundenheit 
führt uns immer wieder nach Palästina zurück. Gewiß, wir 
wollen nicht alle nach Palästina einwandern, wir können es viel¬ 
fach nicht, teils aus materiellen Gründen, teils aus Gründen, die 
in unserer Erziehung, unseren Lebensgewohnheit^, Kultur und 
Zivilisation liegen. Aber jeder, der nach Palästina geht, sich 
dort ansiedelt, ist ein Stück von uns selbst. 

Wir konnten der Meinung sein, daß die Erklärung der eng¬ 
lischen Regierung anders aussehen würde, als sie tatsächlich 
aussieht. Noch bei der Sitzung des Administrative Committee 
der Jewish Ageucy Anfang September konnte Felix W a r - 
bürg erklären, daß der englische Kolonialminister ihn nach 
London hat kommen lassen, um ihn zu einer Erklärung bei 
den Beratungen der Jewish Agency zu ermächtigen, daß 
dem Werk kein Hindernis seitens der englischen Regierung 
drohe, daß es so weiter gehen könne, wie wir glaubten und 
wollten. Ich möchte dabei erklären, daß die Demissionen von 
Weizmann, Warburg, Lord M e I c h e 11 nicht be¬ 
deuten, daß sie sich von dem Werk zurückziehen. Sie erklären 
laut und deutlich, daß sie mit der Arbeit für und in Palästina 
nach wie vor sich auf das engste verbunden fühlen und 
daß ihr Rücktritt lediglich Protest ist. Sie werfen der engli^hen 
Regierung mit größtem Recht vor, daß sie diese Erklärung 
abgegeben hat, ohne mit der jüdischen Vertretung irgendwelche 
Fühlung zu nehmen. Sie werfen ihr auch vor, daß sie dasselbe 
den Arabern gegenüber verabsäumt hat. 

Dieses Ereignis überschattet alles andere. Seit dem unver¬ 
geßlichen Tage von Zürich sind wir, ist Palästina von Un¬ 
glück verfolgt. Wenige Tage nach Abschluß der Sitzung ereig¬ 
nete sich der Ueberfall auf die friedliche jüdische Bevölkerung 
in Hebron, Safed und die mannigfaltigen Verbrechen in 
allen Siedlungen Palästinas, soweit sie nicht durch ihre eigene 
Stärke oder ihren Zusammenhang mit ihrer Umgebung 
verschont blieben. Es muß daran erinnert werden, nach¬ 
dem jetzt die englische Regierung die B o d e n f r a g e in den 
Vordergrund schiebt, daß die Hauptunzufriedenheit der Araber 
nicht in den ländlichen Bezirken zutage trat, sondern in Städten, 
die mit der Landverteilung sehr wenig zu tun haben. Die Un¬ 
zufriedenheit bei den Arabern sowohl wie bei den Juden war 
ersichtlich und veranlaßte nun die verschiedenen Eingriffe. Sie 
veranlaßten den Völkerbund, der ja für das Mandat mit ver¬ 
antwortlich ist, sich der Sache anzunehmen. Die englische Re¬ 
gierung ihrerseits hat eine Kommission nach Palästina geschickt, 
die einen Bericht gegeben hat, der Unwillen bei den Juden er¬ 
regen mußte, weil er über das, was festgestellt werden sollte, 
weit hinausging. Die englische Regierung hat Anlaß genommen, 
auf Grund dieses Berichtes einen neuen Sachverständigen nach 
Palästina zu schicken. Man konnte annehmen (es waren auch 
bestimmte Zusagen in dieser Hinsicht gemacht worden), daß 
diese Untersuchung von einer Kommission vorgenommen würde, 
die in Fühlung mit der Jewish Agency stände. Statt dessen 
wurde die Jewish Agency durch die Mitteilung überrascht, Sir 
John Hope Simpson hätte den Auftrag bekommen, nach 
Palästina zu gehen. Wir haben der Regierung mitgeteilt, daß 
wir überrascht seien, daß die Zukunft Palästinas von dem Urteil 
einer einzelnen Persönlichkeit, so sachverständig sie auch 
sein mag, abhängig gemacht würde. Man muß sagen, daß der 
Bericht Simpsons vielleicht die Grundlage bieten könnte, um 
für eine ganze Reihe von Fragen zu einer Verständigung zu 
kommen. Aber es ist nicht zu verwundern, daß bei aller Sach¬ 
kenntnis und bei allem guten Willen dieser Mann, der dem 


Judentum, Palästina und der Geschichte vollkommen fern stand, 
der nur ein ganz vorzüglicher landwirtschaftlicher Sachverstän¬ 
diger ist, in den wenigen Monaten, die ihm zur Verfügung stan¬ 
den, in alle die Probleme nicht eindringen konnte und daß 
daher manche seiner Aussagen ziemlich schief sind. 

Nicht übersehen werden darf, daß für den Ausbruch 
der Unruhen in Palästina im Jahre 1929 nicht so sehr öko¬ 
nomische, nicht so sehr politische Gründe, wenigstens dem An¬ 
schein nach, maßgebend waren, als vielmehr religiöser Fana¬ 
tismus. Nur dadurch, daß die arabischen Führer erklärten, der 
Klagemauerstreit bedrohe den Islam, er zeige, daß die Juden 
in Palästina Anspruch erheben auf die muselmanischen Heilig¬ 
tümer, nur dadurch konnten sie die Bevölkerung Palästinas zum 
Fanatismus entflammen. Während in Palästina die jüdischen 
Kinder vom zartesten Alter ab ausnahmslos lesen und schreiben 
lernen, ausnahmslos Schulen besuchen, sind es nach dem Bericht 
Sir Simpsons unter den 95 000 arabischen Kindern nur 13,2 o/o, 
die die Schule besuchen. Wir können annehmen, daß die Araber 
in den letzten zehn Jahren große Fortschritte gemacht haben 
und daß, wenn heute von den Kindern nur 13,2 o/o lesen und 
schreiben lernen, bei der älteren Bevölkerung der Prozentsatz 
ein noch niedrigerer ist. Diese primitiven Klassen sind politi¬ 
schen Einflüssen, volkswirtschaftlichen Erwägungen schwer zu¬ 
gänglich, um so leichter aber der Beeinflussung vom Islam her. 
Hier lag eine große Gefahr. Der Völkerbund, der seine Verant¬ 
wortung für die Ausführung des Mandates wohl gefühlt hat, hat 
eine Kommission eingesetzt, um den Klagemauerstreit, losgelöst 
von den Fragen des Schutzes der heiligen Stätten in Palästina, 
zu schlichten. Es wäre gut, wenn hier eine Beruhigung der 
Araber wenigstens soweit eintritt, daß ihnen die Möglichkeit 
genommen wird, außerhalb Palästinas mit dieser Gefahr, die 
ihnen angeblich droht, zu werben. 

Die Erklärung der englischen Regierung hat einen so nieder¬ 
schmetternden Eindruck auf uns und, auch auf weite Kreise 
der Juden gemacht, die bisher der Palästina-Arbeit vollkommen 
fernstanden, weil sie das Mandat der Schaffung einer Nationalen 
Heimstätte für das jüdische Volk aus dem hohen Niveau einer 
internationalen Verpflichtung und Bedeutung auf ein rein 
lokales, auf Zweckmäßigkeitsgründen rein lokaler Natur 
beruhendes Problem herabgedrückt hat. Die Schaffung eines 
jüdischen Nationalen Heims in Palästina mußte und sollte 
heißen, daß hier den Juden die Möglichkeit gegeben 
werden soll, planmäßig im Rahmen des ihnen Möglichen, im 
Rahmen des Ausführbaren, die Besiedlung Palästinas aus eige¬ 
nem Recht vorzunehmen. Jetzt sagt man: das soll alles so 
bleiben, aber es kommt nicht darauf an, wie ihr euch in Pa¬ 
lästina einrichtet, ob eure Siedlungen, ob eure Städte neue jü¬ 
dische Siedler aufnehmen können, sondern es kommt darauf 
an, ob nicht Araber beschäftigungslos sind, die ihr statt neuer 
jüdischer Siedler für die Arbeiten, die ihr ausführen wollt und 
könnt, heranziehen könntet, und nur wenn unter den Arabern 
keine Leute für euch zur Verfügung sind, könnt ihr wieder 
Juden ins Land bringen! Das ist das Ende jeden planmäßigen 
Arbeitens. Wir alle sind bereit, trotz der eigenen Nöte Geld 
zu geben, Arbeit zu leisten, unsere Mitwirkung zu leihen, um 
ein jüdisches Heim in Palästina, ein Zentrum jüdischen Geistes 
und Lebens, dort aufzurichten. 

Wir sind nicht bereit, die Gelder zu geben, damit sie 

manchmal Arabern und manchmal auch Juden zugute 
kommen. 

In den Beratungen der Mandatskommission vom August 
1930 vertrat diese die Ansicht, daß die Politik der Mandatar¬ 
macht auf wirtschaftlichem Gebiet nicht genügend aktiv war, 
sonst hätte die Solidarität zwischen Arabern und Juden ge¬ 
bessert werden müssen. Die Mandatskommission erklärt wei¬ 
ter, daß der im Mai erfolgte Widerruf der Einreisezertifikate, 
wenn er aufrecht erhalten bliebe, geeignet wäre, die jüdischen 
Befürchtungen zu rechtfertigen. Wenn die englische Regierung 
nämlich versuchen wollte, die Zahl der jüdischen Siedler zu ver¬ 
ewigen, dann würde ihre Politik mit Recht kritisiert werden. 

Sie sehen, die Mandatskommission hat in ihrer letzten 
Tagung Erklärungen abgegeben, die sie eigentlich heute ver¬ 
pflichten würden, die neue englische Regierungserklärung in 
Grund und Boden zu verdammen. 

Demnächst wird die Palästinapolitik der Regierung Gegen¬ 
stand der Debatte im Unterhaus sein. Ich bin nicht ganz über- 
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zeugt, daß im Unterhaus die Konservativen und Liberalen ein¬ 
heitlich für die Rechte der Juden, für die Ausführung 
des Mandats in dem Geiste, wie es beabsichtigt war, ein- 
treten werden. Es wäre eine merkwürdige Entwicklung, wenn 
die Konservativen und Liberalen für das neue jüdische Pa¬ 
lästina wären und nur die sozialistische Regierung der Gegner. 

Ich habe versucht. Ihnen die Punkte darzulegen, die 
als Grundlage der Beratungen und als Grundlage unseres 
Tuns zu gelten haben. Ich weiß, die Judenheit ist im 
Innern von der Entwicklung der Dinge getroffen. Es ist 
verständlich, daß wir unser Herz sprechen lassen; aber das, 
was wir jetzt tun müssen, ist, uns zu überlegen, welche 
Politik wir einzuschlagen haben, und wenn auch alle großen 
Gedanken aus dem Herzen kommen, so muß für ihre Aus¬ 
führungen der Verstand maßgebend sein. Und beginnen 
sollten wir damit, Einkehr bei uns selbst zu halten und uns 
zu fragen: was haben wir falsch gemacht, was können wir 
besser machen und zu geloben, wir wollen es besser machen! 
(Lebhafter Beifall.) 

Dr. Adolf Friedemann: Nach meiner Ueberzeugung sind 
es zwei Gründe, die diese ernste Situation auf uns herab¬ 
beschworen haben, der eine Grund war das Beamtentum in 
Palästina und der zweite Punkt die allgemeine Weltlage, die 
seit dem Kriege immer schwieriger ist. Die britische Re¬ 
gierung hat seinerzeit die Verpflichtung der Balfour-Dekla¬ 
ration übernommen, weil sie uns brauchte und um die ameri¬ 
kanischen Juden für sich zu gewinnen. Situationen ändern 
sich aber, und wenn man klug ist, paßt man sich an. 

Und doch haben wir auch in diesem tragischen Augen¬ 
blick — und man soll die Bedeutung der Regierungserklärung 
nicht unterschätzen — etwas gewonnen: Wir sehen, daß 
sich in der englischen Nation ein kolossaler Widerspruch regt 
und auch sonst in der unabhängigen anständigen christlichen 
Meinung. Baldwin, Smuts, Churchill haben in der energisch¬ 
sten Form an das Gewissen der Nation appelliert und sie 
sprechen von Ehrenwortbruch. Sie haben sich damit auf 
eine andere Politik festgelegt. 

Zwei Dinge sind erforderlich: wir müssen alle Wege 
ausfindig machen, die uns politisch nützen können, und wir 
müssen uns fragen, was wir selbst in diesem Augenblick 
zu tun haben und was unsere Verpflichtung ist. 

Ich habe in diesen Tagen schon drei- oder viermal gehört: 
ist es nicht klüger, jetzt abzuwarten usw.? Eine Argumentation, 
die nach meinem Gefühl höchst absonderlich ist. Ich weiß, daß 
wir alles riskieren würden, wenn wir jetzt aufhören würden, 
denn die erste Folge könnte und müßte große Arbeitslosigkeit 
in Palästina sein. Dazu käme die Erbitterung der Menschen, 
die sich auf unser Ehrenwort hin in Palästina niedergelassen 
haben, es wäre ein Abschneiden aller Zukunftshoffnungen. 

Wir haben auch heute noch in Palästina große Möglich¬ 
keiten, nicht nur die 5(X)0 Familien, die noch auf unseren Böden 
anzusiedeln sind, sondern der ganze Ausbau der Pflanzungen, 
Konsolidierung in landwirtschaftlicher und industrieller Koloni¬ 
sation; auch sonst ist im Land noch eine Menge zu schaffen, 
und bei der Endentscheidung werden wir genau 

so viel Erfolge haben, wie wir selber Leistungen 
aufzuweisen haben. 

Auf der politischen Wagschale wird heute nach der Zahl der 
Menschen gewogen, die wir heute im Lande haben, nach dem 
gegenwärtigen Stande. Das muß uns eine Lehre sein. 

Es gibt nur eine Antwort, und das ist die äußerste Kräfte¬ 
anspannung. Jeder, der aus unseren Reihen weggeht, ist ein 
Deserteur. Er verläßt uns in einem Augenblick, wo die Fahne 
gefährdet ist. Neue Kräfte müssen geworben werden, wir 
müssen zeigen: ein Volk, das nicht sterben will, stirbt nicht; 
nur wer sich selber aufgibt, geht unter. (Lebhafter Beifall.) 

Rechtsanwalt Dr. Horovitz: Ich glaube, es müssen ganz 
veränderte Methoden eingeschlagen werden, die freilich 
nicht darin bestehen können, etwa englischen Waren den 
Boykott zu erklären usw., wohl aber in der Herstellung direkter 
Beziehungen zu den Arabern. Es ist schon vor zehn Jahren von 
einem Sachkenner gesagt worden: Verlassen Sie sich nicht auf 
die Balfour-Deklaration! Damals hat man darüber gelächelt. 
Man kann aber nun einmal nicht über die Tatsache hin¬ 
wegsehen, daß eine vierfache Zahl von Arabern den Juden 
gegenübersteht. Können wir, wenn wir allgemeine Mensch¬ 
heitsrechte für uns fordern, unsererseits sie mißachten? Es 
ist auch heute noch nicht zu spät. Abgesehen davon, daß 


man solche Wege ausfindig machen muß, um zu sehen, was in 
gemeinsamer Gestaltung erreicht werden kann, sollen wir wieder 
einmal lernen: wir können nur auf uns selbst vertrauen, und 
in einem solchen Augenblick ist es notwendig, daß alle, auch 
mit der Tat, sich dem Palästina-Werk ergeben. 

Dr. Franz Wolf: Wir dürfen den ursprünglichen Zweck 
dieser Zusammenkunft nicht in den Hintergrund treten lassen. 
Die praktische unmittelbare Arbeit für die Aufgaben der 
Agency in unserem Bezirk soll nicht hinter der Dis¬ 
kussion über die grundsätzliche Politik zurückstehen. 
Eine Aufgabe, wie die Aufbringung der Mittel für Palästina, 
kann nur dann durchgeführt werden, wenn die Reichweite 
und die intensive Arbeit der beamteten Organe verstärkt und 
vervielfacht wird durch freiwillige Helfer. Ich glaube nicht, 
irgend jemand zu nahe zu treten: bisher ist in unserem Be¬ 
zirk davon wenig zu spüren. Es gibt einige wenige Menschen, 
die hier tun, soviel wie man ihnen zumuten kann. Aber ich 
glaube, es gibt viele, die sich mehr zumuten können, ln 
dieser täglichen Kleinarbeit ist viel zu erreichen durch Regel¬ 
mäßigkeit und Zuverlässigkeit der Mitarbeiter. Daher möchte 
ich Vorschlägen, auch diese freiwillige Mitarbeit etwas fester 
zu organisieren, und zwar so, daß sich an den einzelnen Orten 
unseres Bezirkes Persönlichkeiten finden, die sich verpflichten, 
für die Arbeit der Agency und des Keren Hajessod mit aller 
Kraft zur Verfügung zu stehen, daß in jedem Jahr ein Arbeits¬ 
plan festgesetzt und verwirklicht wird und daß die aufzubringen¬ 
den Gelder tatsächlich gezahlt werden. Wir könnten diese 
Organisation so schaffen, daß wir einen Bezirksausschuß 
einsetzen, einen Ausschuß der Mitarbeiter der Jewish Agency 
und des Keren Hajessod in dem Bezirk, der von Frankfurt aus 
betreut werden kann, einen Ausschuß, der vielleicht schon im 
Laufe des heutigen Tages in Form eines Rumpfausschusses 
zusammentreten könnte und beschließen könnte, in welcher 
Weise wir in den nächsten Monaten Arbeit zu leisten haben. 
Man darf sich nicht darauf beschränken, einmalige Beiträge 
entgegenzunehmen, sondern das System der regelmäßigen 
Zeichnung muß aufrechterhalten bleiben. Es muß Aufgabe der 
Vertrauensleute der Jewish Agency sein, darauf zu achten, daß 
diese Zeichnungen erfolgen, und daß die Gelder auch eingehen. 

Kurt Blumenfeld: Die deutschen Juden haben manchmal 
das Gefühl, sie haben keinen entscheidenden Einfluß, ihre Be¬ 
deutung im Weltjudentum sei gesunken. In Wahrheit liegt 
es anders. Es ist noch immer von Wichtigkeit, wie wir uns 
verhalten, und im Moment, wo wir eine Antwort geben, geht 
eine starke Wirkung davon aus. Ist es eine richtige Antwort, 
so hat sie eine Wirkung auf alle Länder, genau wie es auf uns 
wirkt, wie die Jewish Agency in allen Teilen reagiert. Poli¬ 
tische Proteste haben nur einen Sinn verbunden mit einer wirk¬ 
lichen Entfaltung neuer jüdischer Wirtschaft. In Palästina viel¬ 
leicht noch mehr als in irgendeinem anderen Land ist die Wirt¬ 
schaft stärker als die Politik. Wir haben schon viele Krisen 
gehabt, die wir alle vergessen haben, weil es immer wieder 
bergauf ging. Die Arbeit, wie sie Dr. Wolf vorgeschlagen hat, 
wird Anteil haben an der Vorbereitung der Judenheit für neue 
Fortschritte, sie ist der richtige Weg, um eine Stimmung für 
den Palästinaaufbau zu erzeugen. Wir haben Anlaß genug, 
in voller Wahrheit sagen zu können, daß das, was da ist, groß 
ist, und eine Verstärkung dieses Lebens in Palästina ist der ein¬ 
zige echte Weg, um eine wirkliche Verbesserung herbeizu¬ 
führen. 

Direktor Behrend (Aschaffenburg): Es war für uns wohl¬ 
tuend, gerade aus dem Munde von Herrn Direktor Wassermann 
zu hören, daß die Jewish Agency nicht daran denkt, irgendwie 
in ihrer Arbeit nachzulassen. Es war gerade in diesen Tagen 
erfreulich zu sehen, was solche Kreise empfinden wie die, denen 
unser Rabbiner Dr. Breuer angehört, der zum Ausdruck brachte, 
wie ungeheuerlich diese Erklärung für das Judentum sei. Ich 
möchte bitten, daß die Herren aus Frankfurt und Berlin sich 
nicht scheuen sollen, auch in die kleinen Städte zu gehen. 

Direktor Oscar Wassermann: Es geht uns in Deutsch¬ 
land schlecht und ich muß offen gestehen, ich habe Be¬ 
denken gehabt, ob man eine größere Aktion vertreten 
kann in dieser wirtschaftlich schlechten Zeit, wo die Nöte 
der eigenen Gemeinden an uns herantreten, ob man es 
verantworten kann, sich in verstärktem Maße an der Palästina¬ 
arbeit zu beteiligen. Wir müssen es uns heute selbst zumuten, 
daher begrüße ich die Anregung des Herrn Dr. Wolf mit 
großer Freude. Wir können nur vorankommen, wenn die Zeich¬ 
nungen des Keren Hajessod nicht abnehmen, sondern zunehmen 
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und damit die Opferwilligkeit der Juden, und wenn das ge¬ 
schieht, können wir auch in aller Zuversicht in die Zukunft 
sehen. 

Ich habe zu Beginn gesagt, wir sind ein altes Volk. Wir sind 
auch immer ein geistiges Volk gewesen. Leider ist von all der 
geistigen Arbeit der Vorzeit uns nur die Bibel übriggeblieben. 
Wenn wir sie zu lesen verstehen, so erkennen wir, daß alle 
Probleme auch schon früher von uns überwunden sind. Ich 
brauche Sie nur zu erinnern an die Zeit, als der zweite Tempel 
errichtet wurde. Als Gott die Geschicke Zions zum Guten 
wandte, da nahmen wir es wie einen Traum hin. Endlich wer¬ 
den wir jubilieren können, dachten wir im Traum, endlich 
können wir Siegeshymnen singen. Endlich wird man in der 
Welt sagen: Seht, wie Großes Gott diesem Volk, wie Augen¬ 
fälliges er diesem Volk erwiesen hat. Ja, Großes hat uns Gott 
erwiesen, und wir haben uns gefreut. Es war ein Traum. Gott 
hat die Wendung Zions nicht so gebracht, wie wir geträumt 
haben. Die Ernte ist uns nicht in den Schoß gefallen. Nur 
wer in Tränen gesät, nur wer in Kummer und Sorge die Aus¬ 
saat besorgt hat, der hat in Jubel ernten können. 

In Tränen, Sorge und Kummer müssen wir an die Arbeit 
gehen, dann werden wir den Erfolg haben. Wenn wir glauben, 
wir brauchen nur eine Balfour-Deklaration oder eine günstige 
Einstellung der englischen Regierung und w i r brauchen nichts 
zu tun, dann wird es immer wieder Rückschläge geben. Pa¬ 
lästina müssen wir auf bauen, wir allein. (Stürmischer Beifall.) 

Justizrat Blau: Ich schlage Ihnen vor, daß die Konferenz 
folgendes Telegramm an den Waad Leumi in Jerusalem richtet: 

„Die am 26. Oktober in Frankfurt abgehaltene Bezirks¬ 
tagung der Jewish Agency und des Keren Hajessod grüßt in 
brüderlicher Verbundenheit den ganzen Jischuw und gelobt 
im festen Vertrauen auf den unaufhaltsamen Fortschritt 
unserer gemeinsamen Sache trotz aller Schwierigkeiten, die 


ihr in den Weg gelegt werden, hingebungsvolle Mitarbeit.“ 
(Lebhafter Beifall.) 

Mein zweiter Antrag lautet: 

„Die am 26. Oktober abgehaltene Bezirkskonferenz der 
Jewish Agency gibt einmütig ihrer festen Entschlossenheit 
Ausdruck, trotz der tiefen Enttäuschung, die die englische 
Regierungserklärung für alle Freunde des Palästinawerks be¬ 
deutet, die Arbeit unbeirrt und mit verstärkter Energie fort¬ 
zusetzen. 

Die Bezirkskonferenz appelliert an alle Freunde des Pa¬ 
lästinawerks, durch erhöhte Werbearbeit und gesteigerte per¬ 
sönliche Opferwilligkeit für den Keren Hajessod die Antwort 
zu geben, die der Augenblick von uns erwartet. 

Die Bezirkskonferenz beschließt, einen ,Arbeitsausschuß 
der Jewish Agency für den Bezirk Südwestdeutschland* ins 
Leben zu rufen und beauftragt die Leitung der Konferenz, die 
nötigen Schritte zu tun, damit dieser Ausschuß schnellstens 
konstituiert wird.“ 

Es erhebt sich kein Widerspruch, der Antrag ist angenom¬ 
men. — Wir sind nun am Ende unserer Tagung. Ich will mir 
nicht erlauben, zu mahnen, aber eines möchte ich doch sagen: 
nach den Protesten und nach den Beweisen tiefer brüderlicher 
Verbundenheit mit der Judenheit Palästinas ist es Zeit, daß 
man auf hört zu reden. Taten müssen folgen, aber die Taten 
werden um so größer sein, wenn sie schweigend getan werden. 
Es hat wenig Sinn, über Vergangenes zu reden. Es hat nur 
Sinn, für die Zukunft zu arbeiten! (Lebhafter Beifall.) 

Im Anschluß an die Bezirkskonferenz fand nachmittags 
eine Teeveranstaltung statt, zu der die Keren Ha- 
jessod-Zahler des Bezirkes eingeladen waren. Kurt Blu¬ 
me n f e 1 d berichtete anschaulich und eindrucksvoll über seine 
letzte Palästinareise. 


Trotz Wirtschaftsnoi und Weißbuch geht die Arbeit gut vorwärts 

Aus der Tätigkeit des Keren Hajessod 


Hildesheim: Auf Einladung von Herrn und Frau 
Schönenberg sprach Herr Kurt Blumenfeld am 
27. September auf einer Zirkelveranstaltung in Hildes¬ 
heim. Dieser Abend war außerordentlich erfolgreich und 
leitete eine gut verlaufene Keren Hajessod-Aktion 
in Hildesheim ein. 

Erfurt: Am 18. Oktober sprach in einer Hotelveran¬ 
staltung in Erfurt Herr Dr. Martin Rosenblüth 
über das Thema: „Die Lage der Juden in Deutschland“. 

Dresden: In Dresden fand am 19. Oktober in den 
Logenräumen eine Veranstaltung der Jewish Agency statt, 
in der Herr Ministerialdirektor Dr. Hermann 
Badt über das Thema: „Die jüdische Situation nach den 
Reichstagswahlen“ referierte. Im Anschluß an diesen Vor¬ 
trag führte Herr Moritz Levi eine erfolgreiche Be¬ 
suchsaktion in Dresden durch. 

Mündiemnn einer öffentlichen Versammlmig der 
Zionistischen Ortsgruppe München sprach am 19. Ok¬ 
tober Herr Kurt Blumenfeld. An diesen Vortrag 
schloß sich eine Zeichnungs-Vktion an. In den folgenden 
Tagen führte Fräulein RahelHolderin München eine 
erfolgreiche Besuchsaktion durch. 

Nürnberg: In Nürnberg sprach am 23. Oktober in 
einer Veranstaltung der Jewish Agency Herr Kurt Blu¬ 
me n f e 1 d. Unter Leitung von Herrn Moritz Levi fand 
eine Aktion zur Gewinnung neuer und Erneuerung abge¬ 
laufener Zeichnungen statt. 

Dortmund: Am 24. Oktober veranstaltete das Initia¬ 
tivkomitee für die Jewish Agency in Dortmund einen 
Vortragsabend in den Räumen der Jüdischen Gemeinde. 
Herr Oberregierungsrat Dr. Joseph Marcus- 
Düsseldorf referierte über das Thema: „Jüdisch-poli¬ 
tische Gegenwartsaufgaben“. 


Frankfurt a. Main: In F r a nk f u r t a. M. fand am 
26. Oktober eine Bezirkskonferenz der Jewish Agency unter 
Vorsitz von Herrn Justizrat Blau statt. Ueber diese 
Veranstaltung haben wir an anderer Stelle dieser Nummer 
ausführlich berichtet. — Für den Abend des gleichen Tages 
hatten Herr und FrauDr. Kauffmann einen Kreis 
ihrer Freunde zu einer Aussprache mit den Herren Direk¬ 
tor Oscar Wassermann und Dr. Adolf Friede¬ 
mann in die Galerie Helbing eingeladen. 

Hagen i. W.: Am 29. Oktober fand im Hause von 
Herrn Moritz Löwenstein in Hagen ein Zirkel¬ 
abend statt, auf dem Herr Dr. Georg Landauer über 
„Die gegenwärtige Lage unseres Kolonisationswerks in 
Palästina“ sprach. 

Kassel: In K a s s e 1 fand am 2. November unter Vor¬ 
sitz des Herrn Polizeipräsidenten Dr. Adolf 
Hohenstein, Mitglied des Deutschen Komitees Pro 
Palästina, ein Teenachmittag statt, zu dem die Herren Dr. 
Ernst Baumann, Mitglied des Initiativkomitees der 
Jewish Agency, und Dr. Kugelmann, Vorsitzender der 
Zionistischen Ortsgruppe, eingeladen hatten. Herr Mi¬ 
nisterialdirektor Dr. Badt hielt ein außerordent¬ 
lich wirkungsvolles Referat, an das sich eine angeregte Aus¬ 
sprache anschloß. 

jCandau: Am 3. November versammelten sich in L a n- 
dau (Pfalz) fast sämtliche Mitglieder der Gemeinde zu 
einem Vortragsabend, auf dem die Herren Rabbiner 
Dr. Max Grünewald-Mannheim und Jehuda 
Karmi, der zurzeit als Delegierter des Keren Kajemeth 
in Landau weilte, über: „Die Jewish Agency und die Lage 
in Palästina“ sprachen. Von den Teilnehmern dieser wohl¬ 
gelungenen Veranstaltung wurde die Anregung gegeben, im 
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dortigen Bezirk eine Arbeitsgemeinschaft der 
Jewish Agency zu gründen. 

Sdiweinfurt: In einer Hotelveranstaltung der Jewish 
Agency sprach am 8. November in Schweinfurt Herr 
Dr. Adolf Friedemann. Im Anschluß an den Vor¬ 
tragsabend führte Herr Dr. Friedemann eine erfolgreiche 
Besuchsaktion in Schweinfurt durch. 

Augsburg: Die Arbeitsgemeinschaft der Jewish Agency 
Augsburg-München veranstaltete in Augsburg 
am 12. November eine geschlossene Versammlung, auf der 
außer Herrn Dr. Friedemann Herr Ministerial- 
rat Dr. Hirsch-Stuttgart sprach. Den Vorsitz 
führte Herr Justizrat Eugen Strauß. 

Breslau: Auf Einladung der Arbeitsgemeinschaft der 
Jewish Agency für Breslau und der dortigen Zionisti¬ 
schen Ortsgruppe sprach Herr Dr. Elias Auerbach 
am 30. Oktober in einer öffentlichen Kundgebung. Den 
Vorsitz führte Herr R.-A. Jacobsohn. Im Namen der 
Arbeitsgemeinschaft Breslau sprach Herr R.-A. Dr. 
Wolff. 

Königsberg: Am 2. November sprach Dr. Elias 
Auerbach in einer öffentlichen Versammlung, die einen 
großen Erfolg unserer Arbeit bedeutet. Der von Herrn 
Rudolf Jonas im Anschluß an die Versammlung 
durchgeführten Zeichnungsaktion gelang es, dem K. H. 
zahlreiche neue Freunde zu gewinnen. 

Leipzig: Am 16. November veranstaltete die Jewish 
Agency in Leipzig ein Bankett unter dem Vorsitz von 
Herrn Dr. Fritz Loebenstein. Nach einer hebräi¬ 
schen Begrüßungsansprache von Herrn Dr. Kontors- 
zczyk hielten die Herren Ministerialdirektor 
Dr. Badt und Salman Schocken Referate über die 
gegenwärtige Situation des deutschen Judentums und über 
die Aufgaben des Palästina-Aufbaus. Herr L. Tum- 
powski richtete einen Appell zur Abgabe von K. H.- 
Zeichnungen an die Erschienenen. Dieser Appell hatte 
ein sof ortiges Ergebnis von 30 000 M. 

Äsdiaffenburg: Am 19. November sprach Herr Dr. 
Adolf Friedemann im Kreise des Jewish Agency- 
Komitees für Aschaffenburg über die gegenwärtige 
Situation unserer Arbeit. 

In Köln wird am 30. November unter dem Vorsitz 
von Herrn Dr. h. c. Alfred Leonhard Tietz eine 
Bezirkskonferenz der Jewish Agency für Rhein¬ 
land stattfinden. Hauptreferent der Tagung ist Herr 
Direktor Oscar Wassermann. 

Tagung des Initiativkomitees 
der Jewish Agency in Deutschland 

Am 18. November fand im Logenhaus zu Berlin 
unter Vorsitz von Direktor Oscar Wassermann 
eine gut besuchte Konferenz des Initiativkomitees 
der Jewish Agency in Deutschland statt, zu der Mitglieder 
aus allen Teilen des Reiches sowde eine Anzahl von gela¬ 
denen Gästen erschienen waren. 

Dr. Nahum Goldmann, Mitglied der Ständigen Politi¬ 
schen Subkommission der Jewish Agency, erstattete ein 
außerordentlich eindrucksvolles Referat über die durch die 
Veröffentlichung des englischen Weißbuchs geschaffene 


politische Situation und berichtete ausführlich über die 
Londoner Tagung der Jewish Agency und des zionistischen 
Aktions-Comites, sowie über die gegenwärtigen politischen 
Maßnahmen der Leitung. 

An der Aussprache beteiligten sich die Herren: Rab¬ 
biner Dr. Baeck-Berlin, Dr. Franz Wolff-Frankfurt a. M., 
Dr. Alfred Wolff-Breslau, Dr. Oscar Wolfsberg-Berlin, 
Dr. Hermann Berlak-Berlin, Dr. Eduard Strauß-Frank¬ 
furt a. M., R.-A. Dr. Meyersberg-Bochum, Dr. Max 
Soloweitschik-Berlin, Rabbiner Dr. Horowitz-Frankfurt 
a. Main, R.-A. Felsenthal-Düsseldorf, Kurt Blumenfeld 
sowie der Vorsitzende Oscar Wassermann. 

Folgende Resolutionen wurden angenommen: 

1. Das Initiativkomitee der Jewish Agency in Deutsch¬ 
land nimmt Kenntnis von den Resolutionen und 
Beschlüssen der Ständigen Politischen 
Subkommission der Jewish Agency in Sachen des 
Weißbuches der englischen Regierung und hofft, daß die 
auf Wunsch der englischen Regierung nunmehr begon¬ 
nenen Verhandlungen mit der Leitung der Jewish Agency 
zu Ergebnissen führen werden, die geeignet sind, das 
Vertrauensverhältnis zwischen der Jewish 
Agency und der englischen Regierung auf 
der unabänderlichen Grundlage des Palästina-Mandats 
wiederherzustellen. 

2. Die zweite Resolution finden unsere Leser auf S. 2 dieser 
Nummer. 

3. Nach dem Beispiel von Frankfurt und Köln 
ist die Gründung regionaler Arbeitskreise für das Pa¬ 
lästinawerk von der Berliner Zentralstelle aus sofort in 
Angriff zu nehmen. Die Mitglieder des Initia¬ 
tivkomitees sind zu aktiver Mitwirkung in 
diesen Arbeitskreisen verpflichtet. 

Letzte Meldungen 

Verhandlungen der Regierung mit der 
Jewish Agency 

Die englische Presse veröffentlicht folgendes am 
14. November, abends, von der englischen Regierung offi¬ 
ziell ausgegebenes CommuniquS: 

„Da Zweifel geäußert wurden, ob manche Sätze des 
Weißbuches vom 21. Oktober mit gewissen Artikeln des 
Palästinamandates vereinbar sind, und da andere Sätze, 
wie sich gezeigt hat, Mißverständnissen ausgesetzt sind, 
hat die Regierung Vertreter der Jewish 
Agency eingeladen, über diese Fragen mit ihr zu 
verhandeln. Da die an dem Mandat interessierten Parteien 
den stärksten Wunsch haben, seine richtige Interpretation 
und unparteiische Verwaltung zu sichern, besteht die 
Hoffnung, daß über alle etwaigen Differenzpunkte eine 
Einigung erzielt werden wird. Sodann wird 
eine weitere Erklärung bezüglich dieser Fragen abgegeben 
werden.“ 

Der Beginn der Unterhaus^Debatte 

Die Unterhausdebatte über die Palästina-Politik der eng¬ 
lischen Regierung am 17. November gestaltete sich zu einer 
großen Aussprache, die mit gespannter Aufmerksamkeit ver¬ 
folgt wurde. Die Debatte wurde eröffnet von Lloyd 
George, ihm antwortete namens der Regierung der Unter¬ 
staatssekretär Dr. S h i e 1 s. Sodann sprach der frühere kon¬ 
servative Kolonialminister Amery, dem der Minister- 


Präsident selbst erwiderte. Der nächste Redner war 
Herbert Samuel, der eindrucksvoll den jüdischen 
Aspekt der Palästinafrage vertrat. Weiter sprachen der Anti¬ 
zionist Howard Bury, die Mitglieder der Shaw-Kom¬ 
mission Harry Sne 11 und Hopkin-Morris der Arbeiter- 
parteiler Cox, Jones (konserv.), James de Rothschild 
(lib.), Major E11 i o t (konserv.) und schließlich für die Re¬ 
gierung der Marineminister Alexander. 

Lloyd George 

sprach zuerst über die Entstehungsgeschichte der Balfour-De- 
klaration. Was man damals im Sinne hatte, war nicht eine kleine 
jüdische Siedlung, sondern wirklich ein Nationalheim. Das neue 
Weißbuch bedeutet eine Abweichung von der Politik 
der Balfour-Deklaration und des Mandates, und so 
wurde es auch von Juden und Arabern verstanden. Wenn Eng¬ 
land zu dem Ergebnis käme, daß es das Mandat nicht ausführen 
kann, müßte es dem Völkerbund das Mandat zurückgeben; 
aber davon könne natürlich keine Rede sein. ^ Der Redner be¬ 
schwerte sich darüber, daß die Regierung in einer solchen 
Sache nicht die anderen Parteiführer konsultiert hat. Schließ¬ 
lich sprach er über die großen Leistungen der Juden und über 
die Bedeutung, die Palästina als Stätte jüdischer Erneuerung 
haben kann. 


Die Antwort der Regierung 

Dr. S h i e I s antwortete mit einer ausführlichen Darlegung 
der Schwierigkeiten der Interpretation des 
Mandates, das eben nicht nur einen schönen Gedanken 
enthalte, sondern viele widerspruchsvolle Formulierungen. Das 
neue Weißbuch sei mißverstanden worden. Die Regie¬ 
rung wolle nicht die jüdische Einwanderung ab¬ 
hängig machen von der Arbeitslosigkeit irgendeines Arabers, 
sondern sie wolle nur bei Beurteilung der Fassungskraft des 
Landes auch die Lage des arabischen Arbeitsmarktes als ganzen 
mitberücksichtigen, lieber die Bo denfrage konnte die Re¬ 
gierung nach Simpsons Bericht nicht hinweggehen. 

Shiels kündigte an, die Regierung beabsichtige eine 
Anleihe von 21/2 Mill. Pfund unter Garantie der 
englischen Staatskasse aufzunehmen, zwecks Finanzierung 
des von Simpson vorgeschlagenen Landentwicklungsplanes. 
Wenn nach Weihnachten das Gesetz über diese Anleihe 
eingebracht wird, werde nochmals Gelegenheit zur Dis¬ 
kussion des ganzen Problems sein. 

Bei Durchführung des Ansiedlungsprojektes werden zuerst 
die „von den Juden depossedierten Araber“ an die Reihe 
kommen, sodann Juden und Araber gleichmäßig. Shiels sprach 
rühmend über die Leistungen der Juden, betonte aber, daß man 
auch die Ansprüche der Araber berücksichtigen müsse. Zum 
Schluß versicherte er, daß die Regierung dasMandattreu 
auszuführen beabsichtigt. 

A m e r y erklärte, er selber sei an den Unruhen mitschuldig, 
da er die Verringerung der Sicherheitskräfte in Palästina zu 
verantworten hat. Das Weißbuch sei über wichtige Teile des 
Simpson-Berichtes hinweggegangen und habe dadurch den Ein¬ 
druck erweckt, daß die Regierung vom Mandat abzuweichen 
sucht. Amery sprach auch sein Bedauern über die Resignation 
Dr. Weizmanns aus, den er als staatsmännischen Geist rühmte. 

Primeminister MacDonald schloß sich den Erklärungen 
von Dr. Shiels vollinhaltlich an. Auch er sprach bewundernd 
von der jüdischen Aufbauarbeit, aber auf der anderen Seite 
stünden die Rechte der arabischen Bevölkerung. Ein Erfolg 
kann nur durch Verständigung beider Teile 
kommen, indem die Araber einsehen, daß die jüdische Arbeit 
ihnen nützt, und die Juden verstehen, daß nur eine Verständi¬ 
gung mit den Arabern ihrer würdig ist. 

Herbert Samuel unterstrich die Bedeutung des Ge¬ 
dankens einer Regeneration des jüdischen 
Geistes, der der Menschheit schon so viel gegeben hat. Es 
sei richtig, daß das Mandat aus zwei Teilen besteht, indem 
neben die Idee des Jüdischen Nationalheims die Sicherung der 
Rechte der Nichtjuden tritt. Aber selbst wenn diese zweite 
Bestimmung im Mandat gar nicht enthalten wäre, w ä r e a u c h 
keine andere Politik möglich, aus Gründen der 
Gerechtigkeit, aber auch der jüdischen Sittlichkeit. Samuel be¬ 
sprach sodann im einzelnen den Simpson-Bericht und ergänzte 


ihn durch seine eigenen Erfahrungen als Oberkommissar 
von Palästina. Er bedauerte, daß das Entwicklungsprojekt 
den englischen Staatsschatz belasten soll. Zum Schluß 
wandte sich der Redner mit großer Entschiedenheit gegen 
das Weißbuch, das durch seinen Ton der Feindseligkeit 
gegenüber den Juden und durch seine durchwegs negativen 
Feststellungen den schlechtesten Eindruck erzeugen mußte. 
Wenn das Land wirklich überfüllt ist, müsse man daran denken, 
daß viele Araber in Trans Jordanien angesiedelt werden 
können. England sei in Palästina eine historische Aufgabe ge¬ 
stellt, auf die es stolz sein sollte. 

Von den übrigen Rednern betonte S n e 11 die Notwendig¬ 
keit einer jüdisch-arabischen Verständigung, Hopkin-Mor¬ 
ris wies auf die Schwierigkeiten des Mandates hin und ver¬ 
teidigte das Weißbuch von 1930 als logische Fortsetzung des 
Weißbuchs von 1922. 

Eine ausführlichere Inhaltsangabe der Unterhausdebatte 
folgt in der nächsten Nummer von „Unser Werk“. 
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